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Der Verwaltungsgerichtshof hat über den Antrag des 

Österreichischen Naturschutzbundes - Landesgruppe Salzburg in Salzburg, 

vertreten durch die hba Held Berdnik Astner & Partner Rechtsanwälte GmbH 

in 8010 Graz, Karmeliterplatz 4, der gegen den Beschluss des 

Landesverwaltungsgerichtes Salzburg vom 8. Jänner 2020, 

Zl. 405-1/461/1/5-2020, betreffend Zurückweisung einer Beschwerde in einer 

naturschutzrechtlichen Angelegenheit (belangte Behörde vor dem 

Verwaltungsgericht: Bezirkshauptmannschaft Salzburg-Umgebung; 

mitbeteiligte Partei: S GmbH, vertreten durch die 

Ebner Aichinger Guggenberger Rechtsanwälte GmbH in 5020 Salzburg, 

Sterneckstraße 35), erhobenen Revision die aufschiebende Wirkung 

zuzuerkennen, den Beschluss  

gefasst: 

Gemäß § 30 Abs. 2 VwGG wird dem Antragn i c h t  s t a t t g e g e b e n . 

Begründung: 

1 Mit dem angefochtenen Beschluss des Landesverwaltungsgerichtes Salzburg 

wurde die Beschwerde der revisionswerbenden Partei gegen den Bescheid der 

Bezirkshauptmannschaft Salzburg-Umgebung vom 13. Juli 2015 (in der 

Fassung des Berichtigungsbescheides vom 23. Juli 2015), mit dem der 

mitbeteiligten Partei die naturschutzbehördliche Bewilligung zur Gewinnung 

von Bodenschätzen samt Anlage einer Gewinnungsstelle sowie zur Errichtung 

von Bergbauanlagen auf näher genannten Grundstücken unter Vorschreibung 

von Auflagen, Bedingungen und Ausgleichsmaßnahmen sowie einer 

Sicherheitsleistung erteilt worden war, als unzulässig zurückgewiesen. Weiters 

wurde ausgesprochen, dass die Revision an den Verwaltungsgerichtshof gemäß 

Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig sei. 

2 Mit der gegen diesen Beschluss an den Verwaltungsgerichtshof erhobenen 

außerordentlichen Revision ist der Antrag verbunden, dieser die aufschiebende 

Wirkung zuzuerkennen. Begründet wird dieser Antrag zusammengefasst damit, 

dass zwingende Interessen, die für die aufschiebende Wirkung sprächen, 

insbesondere darin lägen, dass der revisionswerbenden Partei zu keiner Zeit die 
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Möglichkeit zur Teilnahme am Verfahren gewährt worden sei und das 

gegenständliche Abbauvorhaben in schwerer und unwiederbringlicher Weise in 

den Naturhaushalt eingreife, da vollkommen geschützte und 

richtliniengeschützte Tierarten (Zauneidechse und Grasfrosch) betroffen seien 

und dazu weder Erhebungen durchgeführt worden seien noch eine Würdigung 

vorgenommen worden sei. Die revisionswerbende Partei habe im Verfahren 

unter Vorlage einer näher genannten gutachterlichen Stellungnahme dargelegt, 

dass durch die Errichtung und den Bestand des vorliegenden 

Steinbruchvorhabens richtliniengeschützte Individuen getötet, ihre Brut-, 

Nest- und Fortpflanzungsstätten zerstört und damit unwiederbringliche 

Schäden für den gesamten lokalen Naturhaushalt zugefügt würden. Aus einer 

näher dargestellten Aussage eines Amtssachverständigen für Naturschutz 

ergebe sich, dass sich Amphibien und Reptilien „in nicht unerheblichem 

Ausmaß direkt im Abbaugebiet“ befänden. Entgegen der im Jahr 2015 

zugrunde gelegten Annahme, wonach „die geschützten Arten in einer geringen 

Dichte“ vorkommen würden, sei nun nachgewiesen, dass auf den von 

Bodeneingriffen betroffenen Flächen „die geschützte Art der Zauneidechse in 

weit höherer Dichte aufzufinden sei“. Die mit der Ausübung der eingeräumten 

Berechtigung verbundene Gefährdung habe daher gegenüber den Interessen der 

mitbeteiligten Partei ein höheres Gewicht, sodass ein unverhältnismäßiger 

Nachteil im Sinne des § 30 Abs. 2 VwGG vorliege. 

3 Die mitbeteiligte Partei sprach sich gegen die Zuerkennung der aufschiebenden 

Wirkung aus. 

4 Gemäß § 30 Abs. 2 erster Satz VwGG hat der Verwaltungsgerichtshof ab 

Vorlage der Revision auf Antrag des Revisionswerbers die aufschiebende 

Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, wenn dem nicht zwingende öffentliche 

Interessen entgegenstehen und nach Abwägung der berührten öffentlichen 

Interessen und der Interessen anderer Parteien mit dem Vollzug des 

angefochtenen Erkenntnisses oder mit der Ausübung der durch das 

angefochtene Erkenntnis eingeräumten Berechtigung für den Revisionswerber 

ein unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre. 
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5 Um die vom Gesetzgeber geforderte Interessenabwägung vornehmen zu 

können, ist es grundsätzlich erforderlich, dass der Revisionswerber schon in 

seinem Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung konkret darlegt, 

aus welchen tatsächlichen Umständen sich der von ihm behauptete 

unverhältnismäßige Nachteil ergibt (vgl. VwGH 8.1.2020, Ra 2019/07/0116; 

22.10.2019, Ra 2019/06/0148; 8.10.2019, Ro 2019/04/0021; 18.9.2019, 

Ra 2019/04/0111; 10.8.2018, Ra 2018/03/0066). Als „unverhältnismäßiger 

Nachteil für den Revisionswerber“ ist im vorliegenden Fall eine 

unverhältnismäßige Beeinträchtigung der von der Umweltorganisation zu 

vertretenden, sich aus unionsrechtlich bedingten Umweltschutzvorschriften 

ergebenden Interessen als Folge einer Umsetzung der angefochtenen 

Entscheidung in die Wirklichkeit zu verstehen (vgl. im Zusammenhang mit 

Verfahren nach dem UVP-G 2000 VwGH 22.10.2019, Ra 2019/06/0148; 

4.2.2019, Ra 2018/04/0179; 10.8.2018, Ra 2018/03/0066; 31.7.2015, 

Ra 2015/03/0058). 

6 Bei der Beurteilung, ob ein Eingriff in die von Umweltschutzvorschriften 

geschützten Interessen einen „unverhältnismäßigen Nachteil“ im Sinne des 

§ 30 Abs. 2 VwGG darstellt, ist unter anderem maßgeblich, inwieweit die 

Folgen des Eingriffes im Fall der Aufhebung der angefochtenen Entscheidung 

beseitigt werden können, wobei den Antragsteller eine Konkretisierungspflicht 

trifft. Die Beurteilung, ob die geltend gemachten Nachteile die Schwelle der 

Unverhältnismäßigkeit erreichen, hängt somit von den im Aufschiebungsantrag 

vorgebrachten konkreten Angaben über die Wiederherstellung des vorigen 

Zustandes ab (vgl. VwGH 8.1.2020, Ra 2019/07/0116; 19.8.2019, 

Ra 2019/04/0094; 31.7.2015, Ra 2015/03/0058; 18.2.2010, AW 2009/10/0054). 

Bei der Wiederherstellbarkeit des vorigen Zustandes kommt es dabei nicht auf 

die Herstellbarkeit desselben, identischen Zustandes, sondern eines 

gleichartigen Zustandes an. In diesem Sinne hat der Verwaltungsgerichtshof 

beispielsweise bereits im Zusammenhang mit der Wiederherstellbarkeit von 

gerodeten Wäldern ausgesprochen, dass ein unverhältnismäßiger Nachteil nicht 

auf der Hand liege, wenn eine Wiederaufforstung möglich ist (vgl. nochmals 

VwGH 10.8.2018, Ra 2018/03/0066, mit Verweis auf VwGH 31.7.2015, 
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Ra 2015/03/0058, und - zum Neubesatz einer 

Fischpopulation - VwGH 1.7.2014, Ro 2014/05/0057). 

7 Mit dem oben wiedergegebenen Vorbringen im Aufschiebungsantrag wird ein 

unverhältnismäßiger Nachteil im Sinne des § 30 Abs. 2 VwGG aber nicht 

dargelegt: Weder lässt sich diesen Ausführungen entnehmen, von welcher 

lokalen Population bzw. Populationsdichte der in Rede stehenden 

richtliniengeschützen Arten im Projektgebiet auszugehen ist, noch wird 

ausgeführt, in welchem Ausmaß „richtliniengeschützte Individuen getötet“ 

bzw. ihre Brut-, Nest- und Fortpflanzungsstätten zerstört würden. Mit dem 

bloßen Verweis darauf, dass Amphibien und Reptilien sich „in nicht 

unerheblichem Ausmaß direkt im Abbaugebiet“ befänden und „die geschützte 

Art der Zauneidechse in weit höherer Dichte“ - und nicht nur „in einer geringen 

Dichte“ - aufzufinden sei, werden jene tatsächlichen Umstände, aus denen sich 

der behauptete unverhältnismäßige Nachteil ergeben würde, nicht konkret 

dargelegt. Der Verwaltungsgerichtshofes hat im Übrigen bereits darauf 

hingewiesen, dass bei der Beurteilung des Vorliegens eines 

unverhältnismäßigen Nachteils gemäß § 30 Abs. 2 VwGG im Falle der Tötung 

von Wildtieren, die durch die FFH-Richtlinie bzw. durch die diese 

umsetzenden nationalen Bestimmungen geschützt werden, vordergründig der 

Zweck der durch die nationalen Schutzbestimmungen umgesetzten Richtlinien, 

nämlich der Artenschutz und die Arterhaltung zu berücksichtigen ist 

(vgl. nochmals VwGH 10.8.2018, Ra 2018/03/0066). Davon ausgehend wird 

mit dem bloßen Verweis auf die „Tötung von richtliniengeschützten 

Individuen“ ohne nähere Darlegungen zu den diesbezüglichen konkreten 

Auswirkungen auf die lokale Population unter dem Gesichtspunkt des 

Artenschutzes und der Arterhaltung ein unverhältnismäßiger Nachteil im 

genannten Sinne nicht aufgezeigt. Zudem hat die antragstellende Partei auch 

nicht (konkret) dargelegt, inwiefern eine Wiederbesiedlung des betroffenen 

Gebietes mit verbliebenen Individuen jedenfalls unmöglich wäre (vgl. abermals 

VwGH 10.8.2018, Ra 2018/03/0066, mit Verweis auf VwGH 9.10.2013, 

AW 2013/10/0036). 
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8 Es wurde daher nicht konkret aufgezeigt, dass - bei Nichtzuerkennung der 

aufschiebenden Wirkung - den geschützten Gütern für die Dauer des 

Verfahrens vor dem Verwaltungsgerichtshof aus der Umsetzung des 

angefochtenen Beschlusses konkrete Nachteile in qualitativer wie quantitativer 

Hinsicht in einem solchen Ausmaß drohten, dass sie die Schwelle der 

Unverhältnismäßigkeit im Sinne des § 30 Abs. 2 VwGG überstiegen 

(vgl. wiederum VwGH 10.8.2018, Ra 2018/03/0066, mit Verweis auf 

VwGH 31.7.2015, Ra 2015/03/0058; 21.3.2013, AW 2013/05/0011; 3.6.2011, 

AW 2011/10/0016). 

9 Dem Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung war 

daher - unbeschadet der Frage der von der mitbeteiligten Partei und der 

Salzburger Landesregierung bestrittenen Revisionsbefugnis der 

revisionswerbenden Partei - nicht stattzugeben. 

W i e n ,  am 5. Juni 2020 

 


